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Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 12. Dezember 1961 

Der Bundeskanzler 
6 — 68040 — 6477/61 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Europäische Wirtschaftsgemeinschaft; 

hier: Vorschläge der Kommission für Verordnungen 
über die Einführung einer Abschöpfungsrege- 
lung und die schrittweise Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktordnung für Eier und für 
Geflügelfleisch 


Als Anlagen übersende ich gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes 
zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atom- 
gemeinschaft vom 27. Juli 1957 (BGBl. II S. 753) die Vorschläge 
der Kommission der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft für 

eine Verordnung über die Einführung einer Abschöpfungs- 
regelung und die schrittweise Errichtung einer gemein- 
samen Marktordnung für Eier (Anlage 1), 

eine Verordnung über die Einführung einer Abschöpfungs- 
regelung und die schrittweise Errichtung einer gemein- 
samen Marktordnung für Geflügelfleisch (Anlage 2) 

sowie eine Aufzeichnung der Bundesregierung über den 
wesentlichen Inhalt dieser Vorschläge (Anlage 3). 

Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ersuchte am 
17. Juli 1961 das Europäische Parlament um eine Stellung- 
nahme zu den Verordnungsvorschlägen und überwies sie an 
den Sonderausschuß für Landwirtschaft zur weiteren Prüfung. 
Nach Anhörung des Europäischen Parlaments wird der Rat der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die Vorschläge 
beschließen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Vorschlag einer Verordnung 

über die Einführung einer Abschöpfungsregelung und die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Marktordnung 

für Eier 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere auf 
Artikel 42 und 43; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Funktionieren und die Entwicklung des Gemein- 
samen Marktes für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
bedürfen der Gestaltung einer gemeinsamen Agrar- 
politik, zu der insbesondere für die einzelnen Er- 
zeugnisse eine gemeinsame Ordnung der Agrar- 
märkte gehören muß. 

Die Erzeugung von Eiern ist ein wesentlicher FakLor 
des landwirtschaftlichen Einkommens, und es ist so- 
mit unerläßlich, ihr eine angemessene Rentabilität 
zu sichern; es liegt im Interesse sowohl der Erzeu- 
ger als auch der Verarbeiter und der Verbraucher, 
daß Preisschwankungen möglichst gemildert wer- 
den; auch muß versucht werden, unter Berücksichti- 
gung der Ein- und Ausfuhren Angebot und Nach- 
frage bei Eiern innerhalb der Gemeinschaft auszu- 
gleichen. 

Der Handel mit Agrarerzeugnissen zwischen den 
Mitgliedstaaten wird durch eine Reihe von Hinder- 
nissen, wie Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und 
Mindestpreise beeinträchtigt, die in der Übergangs- 
zeit nach unterschiedlichen Modalitäten und Zeitfol- 
gen schrittweise beseitigt werden müßten, falls die 
Organe der Gemeinschaft keine einheitlichen Maß- 
nahmen treffen; demgegenüber erlaubt ein einheit- 
licher Schutz an der Grenze auf dem Gebiet des Waren- 
verkehrs innerhalb der Gemeinschaft einen gleichlau- 
fend fortschreitenden Abbau in allen Mitgliedstaa- 
ten in einer Zeitfolge, die der schrittweisen Durch- 
führung der gemeinsamen Agrarpolitik angepaßt ist. 

Eine solche einheitliche Schutzmaßnahme an den 
Grenzen, die an die Stelle aller einzelnen inner- 
staatlichen Maßnahmen tritt, muß sowohl eine ange- 
messene Stützung der Agrarmärkte der Mitglied- 
staaten vorsehen als auch mit der Entwicklung des 
freien Warenverkehrs innerhalb der Gemeinschaft 
die schrittweise Errichtung des Gemeinsamen 
Marktes ermöglichen. 

Dieses Ergebnis kann durch innergemeinschaftliche 
Abschöpfungen erzielt werden, die sich aus zwei 
Teilbeträgen zusammensetzen: Der erste Teilbetrag 
entspricht der Inzidenz des Unterschieds der Futter- 


getreidepreise zwischen dem ausführenden Mitglied- 
staat und dem einführenden Mitgliedstaat auf die 
Futterkosten je erzeugte Einheit, so daß etwaige 
Störungen auf dem Markt eines Landes mit höheren 
Futtergetreidepreisen durch Einfuhren aus einem 
Lande mit niedrigeren Preisen vermieden werden; 
der zweite Teilbetrag soll der Verarbeitungswirt- 
schaft einen Schutz gewähren, um ihr eine schritt- 
weise Anpassung zu ermöglichen. 

Die Ersetzung anderer Maßnahmen, die nach dem 
Vertrag während der Übergangszeit aufzuheben 
sind, durch innergemeinschaftliche Abschöpfungen 
würde dem Grundsatz der fortschreitenden Errich- 
tung des Gemeinsamen Marktes zuwiderlaufen, 
wenn nicht gleichzeitig der schrittweise Abbau dieser 
Maßnahmen vorgesehen würde. 

Zur Durchführung dieses Abbaus erscheint es ge- 
rechtfertigt, den Teil des Abschöpfungsbetrages, 
welcher der Inzidenz der unterschiedlichen Getreide- 
preise auf die Futterkosten entspricht, nach Maßgabe 
der Angleichung dieser Futtergetreidepreise zu ver- 
ringern und den zweiten Teilbetrag schrittweise und 
selbsttätig herabzusetzen. 

Die Einführung einer neuen Schutzmaßnahme an 
den Binnengrenzen der Gemeinschaft, durch die für 
die Erzeuger in den Mitgliedstaaten ausreichende 
Garantien geschaffen werden, steht nur dann mit 
den Grundsätzen des Vertrages in Einklang, wenn 
durch sie alle sonstigen Schutzmaßnahmen der Mit- 
gliedstaaten beseitigt werden. 

Die einzuführende Regelung soll die Beibehaltung 
der im Vertrag verankerten Präferenz zugunsten der 
Mitgliedstaaten ermöglichen; diesem Erfordernis 
kann Rechnung getragen werden durch Einführung 
von Abschöpfungen gegenüber dritten Ländern, die 
nach dem für die Mitgliedstaaten vorgesehenen Ver- 
fahren berechnet werden, zusätzlich jedoch eine 
Präferenzspanne enthalten. 

Die Anwendung der Abschöpfungsregelung gegen- 
über dritten Ländern bietet den Erzeugern in den 
Mitgliedstaaten Sicherheiten und ermöglicht es 
ihnen, auf alle anderen bisherigen Schutzmaßnah- 
men zu verzichten. 

Die Abschöpfungsregelung läßt die Anwendung von 
Artikel 45 des Vertrages dadurch hinfällig werden, 
daß der innergemeinschaftliche Warenverkehr aus- 
gebaut werden kann und zugleich den Erzeugern der 
Mitgliedstaatcn Garantien gegeben werden, wie in 
Artikel 45 des Vertrages gefordert wird. 
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Damit die Abschöpfungsregelung funktioniert, ist 
erforderlich, daß die Bestimmungen des Vertrages, 
die eine Handhabe bieten, um Beihilfen, die mit 
dem Gemeinsamen Markt unvereinbar sind, abzu- 
schaffen, auf alle Beihilfen ausgedehnt werden, die 
diese Regelung verfälschen; bei der Ausfuhr aus 
einem Mitgliedstaat mit höheren Futtergetreide- 
preisen in einen anderen Mitgliedstaat mit niedri- 
geren Preisen kann jedoch die Inzidenz der Preis- 
unterschiede bei Futtergetreide auf die Futterkosten 
erstattet werden. 

Damit die Mitgliedstaaten weiterhin am Welthandel 
mit Eiern und Eierzeugnissen teilhaben können, 
muß es ihnen erlaubt sein, den Teil der bei der 
Einfuhr aus dritten Ländern erhobenen Abschöp- 
fungsbeträge, welcher der Inzidenz der Unterschiede 
der Getreidekosten entspricht, bei der Ausfuhr nach 
diesen Ländern zurückzuerstatten. 

Ein Veredelungsverkehr, der sich dahin auswirkt, 
daß der Handel mit Veredelungserzeugnissen, in 
denen eingeführte Grundstoffe Verwendung gefun- 
den haben, zwischen den Mitgliedstaaten in bezug 
auf diese Grundstoffe zu Weltmarktpreisen erfolgt, 
ist mit der Abschöpfiingsregelung unvereinbar. 

Die Kosten der Rückerstattungen bei der Ausfuhr 
nach dritten Ländern sind fortschreitend von der 
Gemeinschaft zu übernehmen, und zwar vom Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für Eier und Geflügel, 
der daher die erforderlichen Mittel erhalten muß. 

Es erscheint zweckmäßig, einen Zeitraum von sechs 
Jahren bis zur vollständigen Errichtung der gemein- 
samen Marktordnung für Eier vorzusehen. — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Um fortschreitend den Gemeinsamen Markt und 
die gemeinsame Agrarpolitik zu verwirklichen, wird 
schrittweise eine gemeinsame Marktordnung für 
Eier errichtet, die eine Abschöpfung im Handel zwi- 
schen den Mitgliedstaaten sowie zwischen den Mit- 
gliedstaaten und dritten Ländern für folgende Er- 
zeugnisse vorsieht: 

Nummern des 
Brüsseler Zoll- 
tarifschemas 

04.05 A Eier in der Schale, frisch oder halt- 
bar gemacht 

04.05 B a Eier, genießbar, ohne Schale, und 
Eigelb, frisch, haltbar gemacht, ge- 
trocknet oder gezuckert 


Artikel 2 

Die Höhe des innergemeinschaftlichen Abschöp- 
fungsbetrages wird gemäß Artikel 3 festgesetzt. 

Dieser Betrag verringert sich gemäß Artikel 11. 


Artikel 3 

1. Der innergemeinschaftliche Abschöpfungsbetrag 
für Eier in der Schale ist die Summe aus: 

a) einem nach Absatz 2 berechneten Betrag 
entsprechend der Inzidenz des Unterschiedes 
der Futtergetreidepreise zwischen dem ein- 
führenden und dem ausführenden Mitglied- 
staat auf die Futterkosten; 

b) einem vom einführenden Mitgliedstaat be- 
stimmten Betrag, der nicht höher sein darf 
als die Inzidenz der am 1. Juli 1961 zwischen 
den Mitgliedstaaten geltenden Zölle auf den 
in dem Jahre vor dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung für Eier in der Schale festge- 
stellten Durchschnittspreis frei Grenze; ist 
jedoch der vorstehend genannte Zollsatz 
niedriger als 5 v. H., so kann der Höchst- 
betrag auf 5 V. H. des vorstehend genannten 
Durchschnittspreises erhöht werden. 

2. Für die Berechnung des in Absatz 1 Buchstabe a 
genannten Betrages gelten folgende Maßstäbe: 

a) die Futtergetreidemenge für die Erzeugung 
eines Kilogramms Eier in der Schale; dieser 
Veredelungskoeffizient ist für alle Mitglied- 
staaten gleich; 

b) die in dieser Gesamtmenge enthaltenen 
Mengen der einzelnen Futtergetreidearten, 
für jeden Mitgliedstaat gesondert; 

c) die Verkaufspreise von Futtergetreide auf 
den maßgeblichen Großhandelsmärkten der 
einzelnen Mitgliedstaaten. 

3. Nach Anhörung der Kommission und der ande- 
ren Mitgliedstaaten kann ein Mitgliedstaat bei der 
Berechnung des in Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Betrages einen Index verwenden, um den jahreszeit- 
lichen Preisunterschieden Rechnung zu tragen, so- 
fern dieser Index die normalen Preisrelationen und 
die in den einzelnen Jahreszeiten festgestellten 
Schwankungen der produzierten Durchschnittsmenge 
berücksichtigt. 

4. Für die außer Eiern in der Schale in Artikel 1 
genannten Erzeugnisse wird der Betrag der inner- 
gemeinschaftlichen Abschöpfung wie folgt festge- 
setzt: 

a) für mit ganzen Eiern hergestellte Erzeug- 
nisse ist der Abschöpfungsbetrag gleich dem 
Abschöpfungsbetrag für die Eiermenge, die 
zur Herstellung eines Kilogramms dieser 
Erzeugnisse verwendet wird; 

b) bei Erzeugnissen, die unter Trennung der 
Bestandteile des Eies hergestellt werden, 
wird der Abschöpfungsbetrag auf der Grund- 
lage der vorstehend genannten Abschöpfung 
unter Berücksichtigung des im Jahre vor 
dem Inkrafttreten dieser Verordnung festge- 
stellten durchschnittlichen Verhältnisse zwi- 
schen dem Handelswert dieser Bestandteile 
festgesetzt. 

5. Spätestens vier Monate nach Inkrafttreten dieser 
Verordnung setzt die Kommission nach Anhörung 
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der Mitgliedstaaten durch Entscheidung die Maß- 
stäbe nach Absatz 2 Buchstaben a und b und die 
Koeffizienten zur Anwendung von Absatz 4 Buch- 
staben a und b dieses Artikels fest. Diese Entschei- 
dung wird dem Rat mitgeteilt; sie gilt als angenom- 
men, wenn sie von diesem nicht binnen zwei Monaten 
nach dieser Mitteilung mit qualifizierter Mehrheit 
abgeändert wird. 

Während der Anwendung dieser Verordnung, 
spätestens jedoch vor Ende des sechsten Jahres der 
Anwendung, legt der Rat mit qualifizierter Mehrheit 
auf Vorschlag der Kommission einheitlich für die 
Gemeinschaft die zu der Gesamtmenge im Sinne 
von Absatz 2 Buchstabe a gehörende Menge der 
einzelnen Futtergetreidearten im Sinne von Absatz 2 
Buchstabe b fest. 

Artikel 4 

1. Der Abschöpfungsbetrag für Eier in der Schale 
aus Drittländern setzt sich aus folgenden Teilbe- 
trägen zusammen: 

a) einem nach den Maßstäben in Artikel 3 Ab- 
satz 2 Buchstaben a und b berechneten Be- 
trag, welcher der Inzidenz des Unterschiedes 
der Futtergetreidepreise im einführenden 
Mitgliedstaat und auf dem Weltmarkt auf 
die Futterkosten entspricht. 

Die Kommission bestimmt nach Anhörung 
der Mitgliedstaaten den Weltmarktpreis für 
die einzelnen Futtergetreidearten; 

b) einem Betrag in der Höhe des gegenüber den 
Mitgliedstaaten nach Maßgabe von Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 3 festge- 
setzten Betrages; 

c) einem Betrag in Höhe von 5 v. H. des im 
Jahre vor dem Inkrafttreten dieser Verord- 
nung festgestellten Durchschnittspreises frei 
Grenze für Eier in der Schale. 

2. Für die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse 
außer Eiern in der Schale wird der Abschöpfungs- 
betrag gegenüber dritten Ländern auf der Grund- 
lage der in Absatz 1 vorgesehenen Abschöpfung 
gemäß Artikel 3 Absatz 4 errechnet. 

Artikel 5 

1. Die Höhe der Abschöpfungsbeträge innerhalb 
der Gemeinschaft und gegenüber den dritten Ländern 
wird von den Mitgliedstaaten nach Artikel 3 und 4 
und gegebenenfalls nach Artikel 6 und 7 errechnet 
und der Kommission und den anderen Mitglied- 
staaten mitgeteilt. 

2. Die in Anwendung von Artikel 3 Absatz l 
Buchstabe a und Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a 
errechneten Beträge werden entsprechend ange- 
glichen, wenn die Futtergetreidepreisrelationen, die 
der Berechnung der Abschöpfungsbeträge zugrunde 
lagen, sich so ändern, daß die Inzidenz dieser Ände- 
rung zu einer Erhöhung oder Verminderung der 
Futterkosten je 100 Kilogramm Eier in der 
Schale um mindestens 1,1 Rechnungseinheiten führt. 


3. Wird eine Angleichung vorgenommen, so wird 
die Höhe der Abschöpfungsbeträge für die Erzeug- 
nisse außer Eiern in der Schale im gleichen Verhält- 
nis geändert. 


Artikel 6 

1. Die Kommission kann auf Antrag einen Mit- 
gliedstaat ermächtigen, den Abschöpfungsbetrag, 
der sich nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a und 
nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a ergeben würde, 
herabzusetzen. In diesem Fall entspricht der Min- 
destbetrag, den der Mitgliedstaat gegenüber Dritt- 
ländern erheben darf, dem Abschöpfungsbetrag, der 
von dem Mitgliedstaat mit den niedrigsten Futter- 
getreidepreisen auf Grund von Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe a zu erheben ist. 

In der gleichen Weise kann die Kommission 
den Mitgliedstaat ermächtigen, den entsprechenden 
Teil der nach Artikel 3 Absatz 4 und nach Artikel 4 
Absatz 2 erhobenen Abschöpfung zu ändern. 

2. Nimmt ein Mitgliedstaat Absatz 1 in Anspruch, 
so muß der Abschöpfungsbetrag im gleichen Umfang 
gegenüber allen Mitgliedstaaten herabgesetzt wer- 
den. Keinesfalls darf die Senkung der Abschöpfungs- 
beträge gegenüber Drittländern höher sein als 
gegenüber Mitgliedstaaten. Gleichzeitig kann die 
Kommission die anderen Mitgliedstaaten ermächti- 
gen, ihre Abschöpfungen gegenüber diesem Mit- 
gliedstaat um den gleichen Betrag zu erhöhen. 


Artikel 7 

1. Um Störungen infolge von Angeboten zu ano- 
malen Preisen aus dritten Ländern zu verhindern, 
wird ein für die gesamte Gemeinschaft einheitlicher 
Einschleusungspreis festgesetzt 

a) für Eier in der Schale unter Berücksichtigung 
der Futtergetreidepreise auf dem Weltmarkt 
und eines für die ausführenden Drittländer 
typischen V eredelungskoeffizienten, 

b) für die Erzeugnisse außer Eiern in der 
Schale unter Berücksichtigung der Einschleu- 
sungspreise für Eier in der Schale und nach 
dem gleichen Verfahren, das gemäß Artikel 3 
Absatz 4 für die Festsetzung der Abschöp- 
fung für diese Erzeugnisse angewendet wird. 

Der Einschleusungspreis für die vorstehend ge- 
nannten Erzeugnisse wird gemäß Artikel 3 Ab- 
satz 5 Unterabsatz 1 festgesetzt. 

2. Wenn der Angebotspreis frei Grenze bei der 
Einfuhr unter diesen Einschleusungspreis fällt, wird 
der gemäß Artikel 4 und 6 bestimmte Abschöp- 
fungsbetrag in jedem Mitgliedstaat um einen Betrag 
erhöht, der dem Unterschied zwischen dem Ange- 
botspreis frei Grenze und dem Einschleusungspreis 
entspricht. 

3. Die Kommission setzt nach Anhörung der Mit- 
gliedstaaten durch Entscheidung den in Absatz 2 
vorgesehenen Zusatzbetrag sowie die Einzelheiten 
seiner Anwendung fest. 
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Artikel 8 

1. Führt ein Mitgliedstaat in Artikel 1 genannte 
Erzeugnisse in einen anderen Mitgliedstaat mit 
niedrigeren Futtergetreidepreisen aus, so kann er 
bei der Ausfuhr nach diesem Mitgliedstaat einen 
Betrag erstatten, der dem nach Artikel 3 Absatz 1 
Buchstabe a berechneten Teil der Abschöpfung und 
dem entsprechenden in Artikel 3 Absatz 4 vorgese- 
henen Teil der Abschöpfung entspricht. 

Wird jedoch der Abschöpfungsbetrag gemäß 
Artikel 6 herabgesetzt, so wird auch der Betrag der 
Erstattung entsprechend vermindert. 

2. Die Kommission setzt den Erstattungsbetrag 
nach Anhörung der Mitgliedstaaten fest. 


Artikel 9 

Wird eines der in Artikel l genannten Erzeug- 
nisse von einem Mitgliedstaat in ein drittes Land 
ausgeführt, so kann dieser Mitgliedstaat bei der 
Ausfuhr den nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a 
festgesetzten Abschöpfungsbetrag erstatten. 

Wird jedoch in Anwendung von Artikel 6 der 
Abschöpfungsbetrag herabgesetzt, so vermindert 
sich auch der Erstattungsbetrag entsprechend. 


Artikel 10 

1. Die innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbe- 
träge werden von dem einführenden Mitgliedstaat 
erhoben und vereinnahmt. 

2. Die Abschöpfungsbeträge gegenüber dritten 
Ländern werden von dem einführenden Mitglied- 
staat erhoben. Die Mitgliedstaaten leisten an den 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für Eier und Ge- 
flügel einen Beitrag, der im ersten Jahr der An- 
wendung einem Sechstel des Gesamtaufkommens 
aus den Abschöpfungen gegenüber den dritten Län- 
dern entspricht. Dieser Betrag stellt sich im zweiten 
Jahr auf zwei Sechstel und wird entsprechend jähr- 
lich um ein weiteres Sechstel erhöht, bis sechs 
Sechstel erreicht sind. 

3. Werden im Einklang mit Artikel 9 Erstattungen 
bei der Ausfuhr nach dritten Ländern gewährt, so 
übernimmt der Fonds zu seinen Lasten für das erste 
Jahr einen Betrag, der einem Sechstel des Erstat- 
tungsbetrages entspricht. In den folgenden Jahren 
wird dieser Betrag jährlich um ein weiteres Sechstel 
erhöht. Falls die Ausgaben, die sich aus dieser 
Übernahme ergeben, die Einnahmen des Fonds aus 
der Anwendung von Absatz 2 dieses Artikels über- 
schreiten, entscheidet die Kommission, daß, soweit 
notwendig, ein Teil des Aufkommens aus dem Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für Getreide zu die- 
sem Zwecke zu verwenden ist. 


Artikel 11 

1. Die gemäß Artikel 3 festgesetzten Abschöp- 
fungsbeträge werden vom zweiten Jahr des Inkraft- 


tretens dieser Verordnung an schrittweise wie folgt 
herabgesetzt: 

— der in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a genannte 
Betrag und der entsprechende Teil der in Arti- 
kel 3 Absatz 4 vorgesehenen Abschöpfung wer- 
den entsprechend der Annäherung der Futter- 
getreidepreise gesenkt; 

— der in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b genannte 
Betrag und der entsprechende Teil der in Arti- 
kel 3 Absatz 4 vorgesehenen Abschöpfung wer- 
den in sechs Jahren jährlich um ein Sechstel 
herabgesetzt. 


Artikel 12 

1. Mit dieser Verordnung unvereinbar sind im 
Handel zwischen Mitgliedstaaten die Erhebung von 
Zöllen oder Abgaben gleicher Wirkung, die An- 
wendung — vorbehaltlich der Bestimmungen des 
Protokolls betreffend das Großherzogtum Luxem- 
burg — von mengenmäßigen Beschränkungen oder 
Maßnahmen gleicher Wirkung bei der Einfuhr wie 
auch bei der Ausfuhr und die Berufung auf Arti- 
kel 44 des Vertrages. 

2. Durch die Anwendung der innergemeinschaft- 
lichen Abschöpfungsregelung entfällt die Anwend- 
barkeit von Artikel 45 des Vertrages sowie aller 
langfristigen Abkommen und Verträge, die bis zur 
Zeit der Anwendung dieser Regelung geschlossen 
worden sind. 

3. Mit der Anwendung der innergemeinschaft- 
lichen Abschöpfungsregelung ist die Ausfuhr der in 
Artikel 1 dieser Verordnung genannten Erzeugnisse 
von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitglied- 
staat unvereinbar, wenn bei ihrer Herstellung in 
diesem Artikel genannte Erzeugnisse mit verarbeitet 
worden sind, auf die im ausführenden Mitgliedstaat 
anwendbare Abschöpfungen nicht erhoben oder bei 
denen diese Abschöpfungen ganz oder teilweise er- 
stattet worden sind. 


Artikel 13 

1. Von der Anwendung der Abschöpfungsregelung 
an und vorbehaltlich Artikel 8 finden die Artikel 
92 bis 94 des Vertrages auf die Erzeugung der in 
Artikel 1 dieser Verordnung genannten Erzeugnisse 
und auf den Handel mit diesen Anwendung. 

2. Artikel 93 Absatz 1 und 3 erster Satz des Ver- 
trages ist jedoch mit Inkrafttreten dieser Veror^i- 
nung anwendbar. 

Artikel 14 

Die Mitgliedstaaten treffen alle Maßnahmen 
zur Angleichung ihrer Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften, damit — soweit in dieser Verordnung 
nichts anderes bestimmt ist — diese Verordnung 
am 1. Juli 1962 tatsächlich angewandt werden kann. 
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Artikel 15 

1. Die Anwendung der Abschöpfungsregelung ge- 
genüber dritten Ländern hat die Abschaffung aller 
Zölle und Abgaben gleicher Wirkung auf die Ein- 
fuhren aus dritten Ländern zur Folge. 

2. Die Anwendung der Abschöpfungsregelung 
gegenüber dritten Ländern hat — vorbehaltlich der 
Bestimmungen des Protokolls betreffend das Groß- 
herzogtum Luxemburg — die Aufhebung aller men- 
genmäßigen Beschränkungen und Maßnahmen glei- 
cher Wirkung auf Einfuhren aus dritten Ländern 
zur Folge, sofern die Kommission nicht anders ent- 
scheidet; eine solche Entscheidung ist dem Rat un- 


verzüglich mitzuteilen und gilt als von diesem an- 
genommen, wenn er nicht binnen zwei Monaten 
nach dieser Mitteilung die ihm vorgelegte Entschei- 
dung mit qualifizierter Mehrheit ändert. 

Artikel 16 

Die in dieser Verordnung vorgesehene Ab- 
schöpfungsregelung wird ab 1. Juli 1962 ange- 
wendet. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 
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Vorschlag einer Verordnung 

über die Einführung einer Abschöpfungsregelung und die 
schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Marktordnung für 

Geflügelfleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- 
GEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und insbesondere 
auf Artikel 42 und 43; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Funktionieren und die Entwicklung des Gemein- 
samen Marktes für landwirtschaftliche Erzeugnisse 
bedürfen der Gestaltung einer gemeinsamen Agrar- 
politik, zu der insbesondere für die einzelnen Er- 
zeugnisse eine gemeinsame Ordnung der Agrar- 
märkte gehören muß. 

Die Erzeugung von Hausgeflügel ist ein wesent- 
licher Faktor des landwirtschaftlichen Einkommens, 
und es ist somit unerläßlich, ihr eine angemessene 
Rentabilität zu sichern; es liegt im Interesse sowohl 
der Erzeuger als auch der Verarbeiter und Verbrau- 
cher, daß Preisschwankungen möglichst gemildert 
werden; auch muß versucht werden, unter Berück- 
sichtigung der Ein- und Ausfuhren, Angebot und 
Nachfrage bei Geflügel innerhalb der Gemeinschaft 
auszugleichen. 

Der Handel mit Agrarerzeugnissen zwischen den 
Mitgliedstaaten wird durch eine Reihe von Hinder- 
nissen, wie Zölle, Abgaben gleicher Wirkung und 
Mindestpreise, beeinträchtigt, die in der Übergangs- 
zeit nach unterschiedlichen Modalitäten und Zeit- 
folgen schrittweise beseitigt werden müßten, falls 
die Organe der Gemeinschaft keine einheitlichen 
Maßnahmen treffen; demgegenüber erlaubt ein ein- 
heitlicher Schutz an der Grenze auf dem Gebiet des 
Warenverkehrs innerhalb der Gemeinschaft einen 
gleichlaufend fortschreitenden Abbau in allen Mit- 
gliedstaaten in einer Zeitfolge, die der schrittweisen 
Durchführung der gemeinsamen Agrarpolitik ange- 
paßt ist. 

Eine solche einheitliche Schutzmaßnahme an den 
Grenzen, die an die Stelle aller einzelnen inner- 
staatlichen Maßnahmen tritt, muß sowohl eine an- 
gemessene Stützung der Agrarmärkte der Mitglied- 
Staaten vorsehen, als auch mit der Entwicklung des 
freien Warenverkehrs innerhalb der Gemeinschaft 
die schrittweise Errichtung des Gemeinsamen Mark- 
tes ermöglichen. 

Dieses Ergebnis kann durch innergemeinschaftliche 
Abschöpfungen erzielt werden, die sich aus zwei 
Teilbeträgen zusammensetzen: Der erste Teilbetrag 


entspricht der Inzidenz des Unterschiedes der Futter- 
I getreidepreise zwischen dem ausführenden Mit- 
gliedstaat und dem einführenden Mitgliedstaat auf 
die Futterkosten je erzeugte Einheit, so daß etwaige 
Störungen auf dem Markt eines Landes mit höheren 
; Futtergetreidepreisen durch Einfuhren aus einem 
Land mit niedrigeren Preisen vermieden werden; 
der zweite Teilbetrag soll der Verarbeitungswirt- 
schaft einen Schutz gewähren, um ihr eine schritt- 
weise Anpassung zu ermöglichen. 

Die Ersetzung anderer Maßnahmen, die nach dem 
Vertrag während der Übergangszeit aufzuheben 
sind, durch innergemeinschaftliche Abschöpfungen 
würde dem Grundsatz der fortschreitenden Errich- 
tung des Gemeinsamen Marktes zuwiderlaufen, 
wenn nicht gleichzeitig der schrittweise Abbau die- 
ser Maßnahmen vorgesehen würde. 

Zur Durchführung dieses Abbaus erscheint es ge- 
rechtfertigt, den Teil des Abschöpfungsbetrages, 
welcher der Inzidenz der unterschiedlichen Getreide- 
preise auf die Futterkosten entspricht, nach Maß- 
gabe der Angleichung dieser Futtergetreidepreise 
zu verringern und den zweiten Teilbetrag schritt- 
weise und selbsttätig herabzusetzen. 

Die Einführung einer neuen Schutzmaßnahme an 
den Binnengrenzen der Gemeinschaft, durch die für 
die Erzeuger in den Mitgliedstaaten ausreichende 
Garantien geschaffen werden, steht nur dann mit 
den Grundsätzen des Vertrages im Einklang, wenn 
durch sie alle sonstigen Schutzmaßnahmen der Mit- 
gliedstaaten beseitigt werden. 

Die einzuführende Regelung soll die Beibehaltung 
der im Vertrag verankerten Präferenz zugunsten 
der Mitgliedstaaten ermöglichen; diesem Erforder- 
nis kann Rechnung getragen werden durch Einfüh- 
rung von Abschöpfungen gegenüber dritten Län- 
dern, die nach den für die Mitgliedstaaten vorgese- 
henen Verfahren berechnet werden, zusätzlich eine 
Präferenzspanne enthalten. 

Die Anwendung der Abschöpfungsregelung gegen- 
über dritten Ländern bietet den Erzeugern in den 
Mitgliedstaaten Sicherheiten und ermöglicht es 
ihnen, auf alle anderen bisherigen Schutzmaßnah- 
men zu verzichten. 

Die Abschöpfungsregelung läßt die Anwendung von 
Artikel 45 des Vertrages dadurch hinfällig werden, 
daß der innergemeinschaftliche Warenverkehr aus- 
gebaut werden kann und zugleich den Erzeugern 
der Mitgliedstaaten Garantien gegeben werden, wie 
in Artikel 45 des Vertrages gefordert wird. 


7 



Drucksache IV/78 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Damit die Abschöpfungsregelung funktioniert, ist es 
erforderlich, daß die Bestimmungen des Vertrages, die 
eine Handhabe bieten, um Beihilfen, die mit dem 
Gemeinsamen Markt unvereinbar sind, abzuschaf- 
fen, auf alle Beihilfen ausgedehnt werden, die diese 
Regelung verfälschen; bei Ausfuhren aus einem 
Mitgliedstaat mit höheren Futtergetreidepreisen in 
einen anderen Mitgliedstaat mit niedrigeren Preisen 
kann jedoch die Inzidenz der Preisunterschiede bei 
Futtergetreide auf die Futterkosten erstattet wer- 
den. 

Damit die Mitgliedstaaten weiterhin am Welthandel 
mit Geflügel teilhaben können, muß es ihnen er- 
laubt sein, den Teil der bei der Einfuhr aus dritten 
Ländern erhobenen Abschöpfungsbeträge, welcher 
der Inzidenz der Unterschiede der Getreidekosten 
entspricht, bei der Ausfuhr nach diesen dritten Län- 
dern zurückzuerstatten. 

Ein Veredelungsverkehr, der sich dahin auswirkt, 
daß der Handel mit Veredelungserzeugnissen, in die 
eingeführte Grundstoffe eingegangen sind, zwischen 
den Mitgliedstaaten in bezug auf diese Grundstoffe 
zu Weltmarktpreisen erfolgt, ist mit der Abschöp- 
fungsregelung unvereinbar. 

Die Kosten der Rückerstattungen bei der Ausfuhr 
nach dritten Ländern sind fortschreitend von der 
Gemeinschaft zu übernehmen, und zwar vom Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für Eier und Geflügel, 
der daher die erforderlichen Mittel erhalten muß. 

Es erscheint zweckmäßig, einen Zeitraum von sechs 
Jahren bis zur vollständigen Errichtung der gemein- 
samen Marktordnung für Geflügelfleisch vorzu- 
sehen, — 

FIAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Um fortschreitend den Gemeinsamen Markt 
und die gemeinsame Agrarpolitik zu verwirklichen, 
wird schrittweise eine gemeinsame Marktordnung 
für Geflügelfleisch errichtet, die eine Abschöpfung 
im Handel zwischen den Mitgliedstaaten sowie 
zwischen den Mitgliedstaaten und Drittländern für 
folgende Erzeugnisse vorsieht: 

Nummer des 
Brüsseler Zoll- 
tarifschemas 

01,05 Hausgeflügel, lebend 

02.02 Hausgeflügel und genießbarer 
Schlachtabfall hiervon (ausgenom- 
men Lebern), frisch, gekühlt oder 
gefroren 

02.03 Geflügellebern, frisch, gekühlt, ge- 

froren, gesalzen oder in Salzlake 

Artikel 2 

Die Höhe des innergemeinschaftlichen Abschöp- | 
fungsbetrages wird nach Artikel 3 festgesetzt. 

Dieser Betrag verringert sich gemäß Artikel 11. 


Artikel 3 

1. Der innergemeinschaftliche Abschöpfungsbetrag 
für Schlachtgeflügel ist die Summe aus; 

a) einem nach Absatz 2 berechneten Betrag 
entsprechend der Inzidenz des Unterschiedes 
der Futtergetreidepreise zwischen dem ein- 
führenden und dem ausführenden Mitglied- 
staat auf die Futterkosten bei vergleichbarer 
Qualität; 

b) einem vom einführenden Mitgliedstaat be- 
stimmten Betrag, der nicht höher sein darf 
als die Inzidenz der am 1. Juli 1961 zwischen 
den Mitgliedstaaten geltenden Zölle auf den 
in dem Jahre vor dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung für geschlachtetes Geflügel fest- 
gestellten Durchschnittspreis frei Grenze; ist 
jedoch der vorstehend genannte Zollsatz 
niedriger als 6 v. H,, so kann der Höchstbe- 
trag auf 6 V. H. des vorstehend genannten 
Durchschnittspreises erhöht werden. 

2. Für die Berechnung des in Absatz 1 Buchstabe a 
genannten Betrages gelten folgende Maßstäbe; 

a) die Futtergetreidemenge für die Erzeugung 
eines Kilogramms geschlachtetes Geflügel, 
nach Arten gegliedert; dieser Veredelungs- 
koeffizient ist für alle Mitgliedstaaten gleich; 

b) die in dieser Gesamtmenge enthaltenen Men- 
gen der einzelnen Futtergetreidearten, für 
jeden Mitgliedstaat gesondert; 

c) die Verkaufspreise für Futtergetreide auf 
den maßgeblichen Großhandelsmärkten der 
einzelnen Mitgliedstaaten. 

3. Für die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse 
außer geschlachtetem Geflügel ist der innergemein- 
schaftliche Abschöpfungsbetrag gleich dem Abschöp- 
fungsbetrag für geschlachtetes Geflügel, berichtigt 
entsprechend dem Verhältnis des Gewichts und un- 
ter Umständen auch des Handelswertes des betref- 
fenden Erzeugnisses zum geschlachteten Geflügel. 

4. Spätestens vier Monate nach Inkrafttreten die- 
ser Verordnung setzt die Kommission nach Anhö- 
rung der Mitgliedstaaten durch Entscheidung die in 
Absatz 2 Buchstaben a und b genannten Maßstäbe 
und die Koeffizienten zur Anwendung von Absatz 3 
fest. Diese Entscheidung wird dem Rat mitgeteilt; 
sie gilt als angenommen, wenn sie von diesem nicht 
binnen zwei Monaten nach dieser Mitteilung mit 
qualifizierter Mehrheit geändert wird. 

Während der Anwendung dieser Verordnung, 
spätestens jedoch vor Ablauf des sechsten Jahres 
der Anwendung, legt der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission einheitlich 
für die Gemeinschaft die zu der Gesamtmenge im 
Sinne von Absatz 2 Buchstabe a gehörende Menge 
der einzelnen Futtergetreidearten im Sinne von Ab- 
satz 2 Buchstabe b fest. 

Artikel 4 

1. Der Abschöpfungsbetrag für geschlachtetes Ge- 
flügel aus Drittländern setzt sich aus folgenden Teil- 
beträgen zusammen: 
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a) einem nach den Maßstäben in Artikel 3 Ab- 
satz 2 Buchstaben a und b berechneten Be- 
trag, welcher der Inzidenz dos Unterschiedes 
der Futtergetreidepreise im einführenden 
Mitgliedstaat und auf dem Weltmarkt auf 
die Futterkosten bei vergleichbarer Qualität 
entspricht. Die Kommission bestimmt nach ■ 
Anhörung der Mitgliedstaaten den zu- ! 
grundezulegenden Weltmarktpreis für die ' 
einzelnen Futtergetreidearten; 

b) einem Betrag in der Höhe des gegenüber 
den Mitgliedstaaten nach Maßgabe von Ar- 
tikel 3 Absatz 1 Buchstabe b festgesetzten 
Betrages; 

c) einem Betrag in Höhe von 6 v. H. des im 
Jahre vor dem Inkrafttreten dieser Verord- 
nung festgestellten Durchschnittspreises frei 
Grenze für geschlachtetes Geflügel. 

2. Für die in Arlikei 1 genannten Erzeugnisse 
außer geschlachtetem Geflügel wird der Absdiöp- 
fungsbctrag gegenüber dritten Ländern auf der 
Grundlage der in Absatz 1 vorgesehenen Ab- 
schöpfung gemäß Artikel 3 Absatz 3 errechnet. 

Artikel 5 

1. Die Höhe der Abschöpfungsbeträge innerhalb 
der Gemeinschaft und gegenüber dritten Ländern 
wird von den Mitgliedstaaten nach Artikel 3 und 4 
gegebenenfalls nach Artikel 6 und 7 errechnet und 
der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten 
mitgeteilt. 

2. Die in Anwendung von Artikel 3 Absatz 1 
Buchstabe a und Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a er- 
rechneten Beträge werden entsprechend angeglichen, 
wenn die Futtergetreidepreisrelationen, die der Be- 
rechnung der Abschöpfungsbeträge zugrunde lagen, 
sich so ändern, daß die Inzidenz dieser Änderung zu 
einer Erhöhung oder Verminderung der Futter- 
kosten je Tonne geschlachtetes Geflügel um min- 
destens 7 Rechnungseinheiten führt. 

3. Wird eine Angleichung vorgenommen, so wird 
die Höhe der Abschöpfungsbeträge für die Erzeug- 
nisse außer geschlachtetem Geflügel im gleichen 
Verhältnis geändert. 

Artikel 6 

1. Die Kommission kann auf Antrag einen Mit- 
gliedstaat ermächtigen, den Abschöpfungsbetrag, der 
sich nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a und nach 
Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a ergeben würde, 
herabzusetzen. In diesem Fall entspricht der Min- 
destbetrag, den der Mitgliedstaat gegenüber Dritt- 
ländern erheben darf, dem Abschöpfungsbetrag, der 
von dem Mitgliedstaat mit den niedrigsten Futter- 
getreidepreisen auf Grund von Artikel 4 Absatz 1 
Buchstabe a zu erheben ist. In der gleichen Weise 
kann die Kommission den Mitgliedstaat ermächti- 
gen, den entsprechenden Teil der nach Artikel 3 
Absatz 3 und nach Artikel 4 Absatz 2 erhobenen 
Abschöpfung zu ändern. 

2. Nimmt ein Mitgliedstaat Absatz 1 in Anspruch, 
so muß der Abschöpfungsbetrag im gleichen Umfang I 


gegenüber allen Mitgliedstaaten herabgesetzt wer- 
den. Keinesfalls darf die Senkung der Abschöpfungs- 
beträge gegenüber Drittländern höher sein als ge- 
genüber Mitgliedstaaten. Gleichzeitig kann die 
Kommission die anderen Mitgliedstaaten ermächti- 
gen, ihre Abschöpfungen gegenüber diesem Mit- 
glicdstaat um den gleichen Betrag zu erhöhen. 

Artikel 7 

1. Um Störungen infolge von Angeboten zu 
anomalen Preisen aus Drittländern zu verhindern, 
wird ein für die gesamte Gemeinschaft einheitlicher 
Einschleusungspreis festgesetzt: 

a) für geschlachtetes Geflügel, nach Arten ge- 
gliedert, unter Berücksichtigung der Futter- 
getreidepreise auf dem Weltmarkt und eines 
für die ausführenden Drittländer typischen 
Veredelungskoeffizienten ; 

b) für die Erzeugnisse außer geschlachtetem 
Geflügel unter Berücksichtigung der Ein- 
schleusungspreise für geschlachtetes Geflü- 
gel und nach dem gleichen Verfahren, das 
gemäß Artikel 3 Absatz 3 für die Festsetzung 
der Abschöpfung für diese Erzeugnisse ange- 
wendet wird. 

Der Einschleusungspreis für die vorstehend ge- 
nannten Erzeugnisse wird gemäß Artikel 3 Absatz 4 
Unterabsatz 1 festgesetzt. 

2. Wenn der Angebotspreis frei Grenze bei der 
Einfuhr unter diesen Einschleusungspreis fällt, wird 
der gemäß Artikel 4 und 6 bestimmte Abschöpfungs- 
betrag in jedem Mitgliedstaat um einen Betrag er- 
höht, der dem Unterschied zwischen dem Angebots- 
preis frei Grenze und dem Einschleusungspreis ent- 
spricht. 

3. Die Kommission setzt nach Anhörung der Mit- 
gliedstaaten durch Entscheidung den in Absatz 2 
vorgesehenen Ziisatzbetrag sowie die Einzelheiten 
seiner Anwendung fest. 

Artikel 8 

1. Führt ein Mitgliedstaat in Artikel 1 genannte 
Erzeugnisse in einen anderen Mitgliedstaat mit 
niedrigeren Futtergetreidepreisen aus, so kann er 
bei der Ausfuhr nach diesem Mitgliedstaat einen 
Betrag erstatten, der dem nach Artikel 3 Absatz 1 
Buchstabe a berechneten Teil der Abschöpfung und 
dem entsprechenden, in Artikel 3 Absatz 3 vorgese- 
henen Teil der Abschöpfung entspricht. Wird jedoch 
der Abschöpfungsbetrag gemäß Artikel 6 herabge- 
setzt, so wird auch der Betrag der Erstattung ent- 
sprechend vermindert. 

2. Die Kommission setzt den Erstattungsbetrag 
nach Anhörung der Mitgliedstaaten fest. 

Artikel 9 

Wird eines der in Artikel 1 genannten Erzeug- 
nisse von einem Mitgliedstaat in ein drittes Land 
ausgeführt, so kann dieser Mitgliedstaat bei der 
Ausfuhr den nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a 
festgesetzten Abschöpfungsbetrag erstatten. Wird 
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jedoch in Anwendung von Artikel 6 der Abschöp- 
fungsbetrag herabgesetzt, so vermindert sich auch 
der Erstattungsbetrag entsprechend. 

Artikel 10 

1. Die innergemeinschaftlichen Abschöpfungsbe- 
träge werden von dem einführenden Mitgliedstaat 
erhoben und vereinnahmt. 

2. Die Abschöpfungsbeträge gegenüber dritten 
Ländern werden von dem einführenden Mitglied- 
staat erhoben. Die Mitgliedstaaten leisten an den 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für Eier und Ge- 
flügel einen Beitrag, der im ersten Jahr der Anwen- 
dung einem Sechstel des Gesamtaufkommens aus 
den Abschöpfungen gegenüber den dritten Ländern 
entspricht. Dieser Betrag stellt sich im zweiten Jahr 
auf zwei Sechstel und wird entsprechend jährlich um 
ein weiteres Sechstel erhöht bis sechs Sechstel er- 
reicht sind. 

3. Werden im Einklang mit Artikel 9 Erstattungen 
bei der Ausfuhr nach dritten Ländern gewährt, so 
übernimmt der Fonds zu seinen Lasten für das erste 
Jahr einen Betrag, der einem Sechstel des Erstat- 
tungsbetrages entspricht. In den folgenden Jahren 
wird dieser Betrag jährlich um ein weiteres Sechstel 
erhöht. Falls die Ausgaben, die sich aus dieser 
Übernahme ergeben, die Einnahmen des Fonds aus 
der Anwendung von Absatz 2 dieses Artikels über- 
schreiten, entscheidet die Kommission, daß, soweit 
notwendig, ein Teil des Aufkommens aus dem Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für Getreide zu diesem 
Zwecke zu verwenden ist. 


Artikel 11 

Die gemäß Artikel 3 festgesetzten Abschöp- 
fungsbeträge werden vom zweiten Jahr des Inkraft- 
tretens dieser Verordnung an schrittweise wie folgt 
herabgesetzt: 

— der in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a genannte 
Betrag und der entsprechende Teil der in Arti- 
kel 3 Absatz 3 vorgesehenen Abschöpfung wer- 
den entsprechend der Annäherung der Futter- 
getreidepreise gesenkt; 

- — der in Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b genannte 
Betrag und der entsprechende Teil der in Arti- 
kel 3 Absatz 3 vorgesehenen Abschöpfung wer- 
den in sechs Jahren jährlich um ein Sechstel her- 
abgesetzt. 

Artikel 12 

1. Mit dieser Verordnung unvereinbar sind im 
Handel zwischen Mitgliedstaaten die Erhebung von 
Zöllen oder Abgaben gleicher Wirkung, die Anwen- 
dung — vorbehaltlich der Bestimmungen des Proto- 
kolls betreffend das Großherzogtum Luxemburg — 
von mengenmäßigen Beschränkungen oder Maßnah- 
men gleicher Wirkung bei der Einfuhr wie auch bei 
der Ausfuhr und die Berufung auf Artikel 44 des 
Vertrages. 


2. Durch die Anwendung der innergemeinschaft- 
lichen Abschöpfungsregelung entfällt die Anwend- 
barkeit von Artikel 45 des Vertrages sowie aller 
langfristigen Abkommen und Verträge, die bis zur 
Zeit der Anwendung dieser Regelung geschlossen 
worden sind. 

3. Mit der Anwendung der innergemeinschaft- 
lichen Abschöpfungsregelung ist die Ausfuhr der in 
Artikel 1 dieser Verordnung genannten Erzeugnisse 
von einem Mitgliedstaat in einen anderen Mitglied- 
staat unvereinbar, wenn bei ihrer Herstellung in 
diesem Artikel genannte Erzeugnisse mitverarbei- 
tet worden sind, auf die im ausführenden Mitglied- 
staat anwendbare Abschöpfungen nicht erhoben 
oder bei denen diese Abschöpfungen ganz oder teil- 
weise erstattet worden sind. 


Artikel 13 

1. Von der Anwendung der Abschöpfungsrege- 
lung an und vorbehaltlich Artikel 8 finden die Ar- 
tikel 92 bis 94 des Vertrages auf die Erzeugung der 
in Artikel 1 dieser Verordnung genannten Erzeug- 
nisse und auf den Handel mit diesen Anwendung. 

2. Artikel 93 Absatz 1 und 3 erster Satz des Ver- 
trages ist jedoch mit Inkrafttreten dieser Verord- 
nung anwendbar. 

Artikel 14 

Die Mitgliedstaaten treffen alle Maßnahmen zur 
Angleichung ihrer Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften, damit — soweit in dieser Verordnung 
nichts anderes bestimmt ist — diese Verordnung 
am 1. Juli 1962 tatsächlich angewandt werden kann. 


Artikel 15 

1. Die Anwendung der Abschöpfungsregelung ge- 
genüber dritten Ländern hat die Abschaffung aller 
Zölle und Abgaben gleicher Wirkung auf die Ein- 
fuhren aus dritten Ländern zur Folge. 

2. Die Anwendung der Abschöpfungsregelung ge- 
genüber dritten Ländern hat — vorbehaltlich der 
Bestimmungen des Protokolls betreffend das Groß- 
herzogtum Luxemburg — die Aufhebung aller men- 
genmäßigen Beschränkungen und Maßnahmen glei- 
cher Wirkung auf Einfuhren aus dritten Ländern zur 
Folge, sofern die Kommission nicht anders entschei- 
det; eine solche Entscheidung ist dem Rat unverzüg- 
lich mitzuteilen und gilt als von diesem angenom- 
men, wenn er nicht binnen zwei Monaten nach die- 
ser Mitteilung die ihm vorgelegte Entscheidung mit 
qualifizierter Mehrheit ändert. 


Artikel 16 

Die in dieser Verordnung vorgesehene Ab- 
schöpfungsregelung wird ab 1. Juli 1962 ange- 
wendet. 

Diese Verordnung ist in allen Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anlage 3 


Aufzeichnung 

der Bundesregierung zu den Vorschlägen der Kommission der 
EWG für Verordnungen über die Einführung einer Abschöp- 
fungsregelung und die schrittweise Errichtung einer gemein- 
samen Marktordnung für Eier und für Geflügelfleisch 


Nach den Vorschlägen soll der gemeinsame Markt 
und die gemeinsame Agrarpolitik auf dem Eier- und 
Geflügelfleischmarkt fortschreitend entwickelt wer- 
den. Wie bei den Vorschlägen für Getreide und 
Schweinefleisch soll der gemeinsame Markt auch 
auf dem Eier- und Geflügelfleischgebiet bereits in 
sechs Jahren nach Inkrafttreten der Verordnung 
verwirklicht sein. Ein Abschöpfungssystem soll in 
den gemeinsamen Markt überleiten. Dieses soll 
sowohl gegenüber den Mitgliedstaaten als auch 
gegenüber den dritten Ländern — letzteren gegen- 
über auch in der Endphase — angewendet werden. 
Die Beibehaltung von Zöllen und mengenmäßigen 
Beschränkungen wird nicht für erforderlich gehalten. 
Gegenüber den Mitgliedstaaten soll auch auf die 
Inanspruchnahme von Artikel 44 EWG-Vertrag 
(Mindestpreise) und auf Artikel 45 (langfristige 
Verträge) verzichtet werden. 

Merkmale der Regelung 

1. Die Abschöpfung zwischen den Mitgliedstaaten 
besteht aus zwei Teilbeträgen, 

a) einem Betrag, der den unterschiedlichen Fut- 
tergetreidepreisen entspricht. Dieser Betrag 
soll entsprechend der Getreidepreisanglei- 
chung innerhalb der EWG angeglichen wer- 
den; 

b) einem Betrag, der etwa der Zollbelastung 
zwischen den Mitgliedstaaten am 1. Juli 1961 
entspricht. Dieser Teilbetrag soll in der Über- 
gangszeit abgebaut und bei Eintritt in die 
Endphase gleich null sein. 

Gegenüber dritten Ländern besteht die Ab- 
schöpfung aus 


a) einem Teilbetrag, der dem Futtergetreide- 
preisunterschied zwischen dem einführenden 
Mitgiiedstaat und dem Weltmarkt entspricht; 

b) einem Teilbetrag, der etwa die Zollbelastung 
zwischen den Mitgliedstaaten am 1. Juli 1961 
ausmacht. Dieser Betrag soll in der Über- 
gangszeit abgebaut und bei Eintritt in die 
Endphase gleich null sein; 

c) einem Teilbetrag, der 

bei Eiern einer Zollbelastung von 5 v. H., 
bei Geflügel einer Zollbelastung von 6 v. H. 
entspricht. 

Eine Herabsetzung des Abschöpfungsbetrages 
ist auf Antrag eines Mitgliedstaates möglich. 

2. Ein Mindestangebotspreis (Einschleusungspreis) 
soll festgesetzt werden, um Störungen infolge 
von Angeboten zu anomalen Preisen aus dritten 
Ländern zu verhindern. 

3. Eine Rückerstattung der Abschöpfung ist — so- 
weit ihr Betrag sich auf die unterschiedlichen 
Futtergetreidekosten bezieht — bei der Ausfuhr 
von Eiern und Geflügelfleisch vorgesehen. Diese 
Rückerstattungen werden schrittweise vom Aus- 
richtungs- und Garantiefonds für Eier und für 
Geflügelfleisch übernommen werden. 

4. Der Ausrichtungs- und Garantiefonds für Eier und 
Geflügelfleisch soll gespeist werden durch einen 
Beitrag der Mitgliedstaaten, der im ersten Jahr 
nach Inkrafttreten der Verordnung einem Sechstel 
der gegenüber dritten Ländern erhobenen Ab- 
schöpfung entspricht. Am Ende der Übergangs- 
zeit soll der Beitrag gleich dem Gesamtbetrag 
der gegenüber dritten Ländern erhobenen Ab- 
schöpfung sein. 
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